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EInlEItUng

Solar, na klar. Über das Ziel der Überwindung fossiler 
Technologien herrscht inzwischen weitgehend Einig-
keit in der europäischen Linken, inner- und außerhalb 
der Parlamente. Doch damit ist sie nicht allein. Auch 
die Europäische Kommission will Europa aus der fossi-
len Abhängigkeit herausführen. Das Ziel heißt «sichere 
und erschwingliche Energie» für Verbraucher und In-
dustrie.

Wie aber wird die Energiewende sozial? Und welche 
Veränderungen in Wirtschaft und Politik sind hierfür 
notwendig? Die grüne Bewegung hat mit dem Green 
New Deal auf diese Frage ihre vorläufige Antwort ge-
funden. Welche Ausstrahlung aber könnte/müsste 
eine «Red sun over Europe» haben? Hier reichen die 
Vorstellungen linker Parteien und Bewegungen von 
«Ausbeutung abschaffen» bis zu «neuen Arbeitsplät-
zen», von «Energiedemokratie» bis zu «mehr Energie-
effizienz», von «lokaler Energieautonomie» bis zu einer 
«EU-weiten Energiesteuer».

Ziel dieser Studie ist, das Spektrum linker Positionen 
zur Energie- und Klimapolitik in Europa darzustellen. 
Dabei konzentriert sie sich auf die Auseinandersetzung 
linker Parteien und Bewegungen mit der Energie- und 
Klimapolitik der Europäischen Kommission. Nicht be-
rücksichtigt bleiben zum Beispiel die Standpunkte zu 
den jeweiligen nationalen Energiepolitiken.

Das zentrale Leitbild der Europäischen Kommission 
findet sich in der Strategie «Energie 2020. Eine Stra-
tegie für wettbewerbsfähige, nachhaltige und sichere 
Energie». Wesentliche Bestandteile sind:
–  die Dekarbonisierung der Wirtschaft,
–  die Vervollkommnung des «integrierten Energie-

markts»,
–  «sichere und erschwingliche» Energie für die Ver-

braucher,
–  der Ausbau der «Führungsrolle» Europas bei den 

Energietechnologien.
Diese Leitideen konkretisieren sich in Regulierungen, 
Richtlinien, Förderpolitiken etc. und werden die Ener-
giepolitiken in den Mitgliedsstaaten zunehmend prä-
gen. Die Antworten von linker Seite auf diese Leitideen 
fallen – soviel kann hier schon gesagt werden – höchst 
unterschiedlich aus. Sie reichen von handwerklicher 
Kritik über Reformvorschläge bis zu Systemkritiken.

MEthodISchES voRgEhEn
Als linke Parteien werden hier diejenigen Parteien ge-
fasst, die sich jenseits der Sozialdemokratie und der 
grünen Bewegung selbst als solche definieren, das 
heißt sich in der Europäischen Linken (EL) zusammen-
geschlossen haben. Hinzu kommen Parteien, die mit 
der Fraktion Vereinigte Europäische Linke/Nordische 
Grüne Linke (GUE/NGL) im Europaparlament assoziiert 
sind. Unter linker Bewegung werden sowohl die «alte 
soziale Bewegung», das heißt die Arbeiterbewegung in 
Form von Gewerkschaften, als auch neue soziale Be-

wegungen wie Attac verstanden. Ebenfalls einbezo-
gen in die Untersuchung sind klimapolitisch engagier-
te Umweltverbände, auch wenn diese sich selbst nicht 
als links definieren. Ihre Position ist aber aufgrund ihrer 
spezifischen Ausrichtung auf Energie- und Klimapolitik 
von besonderem Interesse, will man das Gesamtspek-
trum der kritischen Stellungnahmen einfangen.

Um die Positionen dieser verschiedenen linken Par-
teien und Bewegungen zu zentralen Bereichen der 
Energiepolitik der Europäischen Kommission zu erfas-
sen, wurden in einem ersten Schritt Dokumente wie 
Pressemitteilungen, Parteiprogramme oder Grund-
satzpapiere ausgewertet. Darüber hinaus wurde eine 
standardisierte Befragung durchgeführt. Hierfür wur-
den Fragebögen (in den Sprachen Deutsch und Eng-
lisch) an sämtliche in der EL und der Fraktion GUE/NGL 
vertretenen Parteien sowie an eine Reihe von NGOs 
verschickt. Von den 17 angeschriebenen Linkspartei-
en haben sechs den Fragebogen beantwortet. Hierbei 
handelt es sich um: DIE LINKE (Deutschland), Enheds-
listen – De rød-grønne (Einheitsliste – Die Rot-Grünen 
aus Dänemark), die Socialistische Partij (Niederlande), 
die Kommunistische Partei Österreichs, die Parti de 
Gauche (Frankreich) und die Partei Vasemmistoliitto 
(Finnland). Von den süd- und osteuropäischen Partei-
en kamen keine Rückmeldungen, auch auf mehrma-
lige Nachfrage hin nicht. Über die Gründe kann hier 
nur gemutmaßt werden. Neben sprachlichen Hürden 
gibt es für die Parteien im Süden wahrscheinlich aktuell 
drängendere politische Herausforderungen. Vielleicht 
fehlt auch schlicht die Expertise zu den hier behandel-
ten Themen, ist eine Auseinandersetzung mit europäi-
scher Energiepolitik noch nicht entwickelt.

Von neun angefragten sozialen Bewegungen ant-
worteten sechs: die European Trade Union Confedera-
tion, das Climate Action Network Europe, das Green 
Network Zagreb (Zelena mrežaa aktivističkih grupa), 
die Europäische Vereinigung für Erneuerbare Energi-
en Eurosolar e. V., die Arbeitsgruppe Energie-Klima-
Umwelt von Attac in Deutschland sowie Carbon Trade 
Watch. Von den eher aktivistisch orientierten Gruppen 
(zum Beispiel Gegenstrom oder Climate Justice Ac-
tion) kam kein Rücklauf. Auch hier kann nur gemut-
maßt werden, warum: Vielleicht fehlt eine klare Zustän-
digkeit, vielleicht sind unsere Fragestellungen nicht im 
Fokus dieser Organisationen. Bei einigen der Parteien 
beziehungsweise Organisationen, die den Fragebogen 
nicht ausgefüllt haben, konnten jedoch von ihnen ver-
öffentlichte Dokumente zur Auswertung herangezo-
gen werden. 

In einem zweiten Schritt sind auf der Basis der Ant-
worten sowie der Auswertung der veröffentlichten 
Dokumente insgesamt 18 Steckbriefe entstanden mit 
Aussagen jeder Organisation zu den Themen:
–  Förderung von Energietechnologien,
–  Integration des europäischen Energiemarktes,
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marktbasierte Instrumente,
–  faire und sichere Transformation des Energiesek-

tors,
–  Eigentumsfragen,
–  Hauptkritikpunkte in Bezug auf die EU-Energiepoli-

tik,
–  Alternativen zur EU-Energiepolitik.
In einem dritten Schritt konnten dann zu insgesamt 
fünf Themenbereichen «Positionsfelder» abgesteckt 
werden. Mit ihrer Hilfe kann das Spektrum der Haltun-
gen visualisiert werden anhand ihres Verhältnisses zur 
Position der Europäischen Kommission und einer dazu 
aufgestellten Antithese. Die vier Themenbereiche sind:
–  Technologiepolitik (vor allem Stromerzeugung),
–  Integration des europäischen Energiemarktes,
–  marktbasierte Instrumente (Emissionshandel/Ener-

giebesteuerung),
–  soziale Energiewende (aus Sicht der Verbraucher 

und Produzenten).
Die Positionierungen und Forderungen der europä-
ischen linken Parteien und sozialen Bewegungen zur 
Energiepolitik der EU variieren sehr stark, mal ist von 
«ökologischer Modernisierung» die Rede, mal von ei-
nem notwendigen «Systemwechsel». Bislang gibt es 
nur wenige punktuelle Übereinstimmungen. Man ist 
weit entfernt von einer überzeugenden und konsis-
tenten eigenen Erzählung und Programmatik. Viel zu 
unklar bleibt etwa die Rolle des Marktes, umstritten ist 
auch, welche Ebene (lokal, national oder europäisch) 
für die Energiepolitik maßgeblich ist und wie eine sozi-
ale Energiewende aussehen kann.

Die Ergebnisse dieser Studie wurden auf einer von 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung Nordrhein-Westfalen 
organisierten Konferenz mit dem Titel «Solidarisch und 
solar! Linke Perspektiven zur europäischen Energie-
politik» am 7./8. August 2012 in Köln sowie auf einem 
Workshop der Rosa-Luxemburg-Stiftung am 21. Fe-
bruar 2013 in Berlin vorgestellt und diskutiert. Positiv 

wurde vermerkt, dass mit dieser Studie erstmalig ein 
Überblick über die energiepolitischen Strategien in der 
Europäischen Union und die bisherigen Reaktionen 
der Linken darauf gegeben wird. 

Diskussionspunkte waren unter anderem:
–  der Umgang mit der «Vergrünung» des Kapitalis-

mus, Einschätzung der neuen «grünen ökonomi-
schen Akteure»,

–  die ökologische und ökonomische Sinnhaftigkeit 
von zentralen Produktionsanlagen im Bereich erneu-
erbare Energien,

–  die Verengung der bisherigen linken Perspektive in 
der Debatte über die Energiewende auf die Erzeu-
gerseite, Ausblendung der Folgen für Zirkulation 
und Konsumtion,

–  die Motivation für die gewerkschaftliche Akzeptanz 
aller Energieträger und Technologien,

–  der Stand der energiepolitischen Diskussion und 
Programmatik in europäischen linken Parteien und 
Bewegungen, die sich – wie die Rückmeldungen auf 
unsere Anfrage zeigen – noch nicht ausreichend auf 
die Strategie der Europäischen Kommission bezie-
hen.

Die Debatten zeigten, dass ein großer Informations- 
und Diskussionsbedarf hinsichtlich grundsätzlicher 
Fragen besteht. Dies gilt für die Einschätzung des Cha-
rakters der bisherigen Energiepolitik genauso wie für 
die Entwicklung einer linken programmatischen Alter-
native. Festgehalten wurde, dass insbesondere auf der 
europäischen Ebene die Vernetzung von wissenschaft-
lichen und politischen Akteuren unterstützt werden 
sollte mit dem Ziel, inhaltliche Grundlagen und Krite-
rien einer Energiewende mit solidarischem und eman-
zipatorischem Charakter systematischer zu erarbeiten. 
Diese Untersuchung soll hierzu ein erster Anstoß sein 
und dazu beitragen, die Diskussion über Alternativen 
der Linken zur neuen Wachstumsidee des Green New 
Deal voranzutreiben.
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gerstruktur beeinflussen. Ein Beispiel ist die Erneuerba-
re-Energien-Richtlinie (2009), die das Ziel formuliert, bis 
zum Jahr 2020 20 Prozent der Energie aus erneuerba-
ren Quellen zu gewinnen. Die Umsetzung soll von den 
Mitgliedsländern selbst in Form von nationalen Aktions-
plänen vorgenommen werden, für die es allerdings Vor-
gaben gibt. So soll Deutschland beispielsweise eine Re-
duktion von 18 Prozent erreichen. Ein weiteres Beispiel 
für umweltpolitisch begründete EU-Regulierungen, die 
Einfluss auf den Energiemix in den einzelnen Ländern 
nehmen, sind die Festlegungen zum Emissionshandel 
innerhalb der Europäischen Union (EU-ETS).

Für die Energiegesetzgebung der EU gilt das «ordent-
liche Gesetzgebungsverfahren»: Der Europäische Rat 
und das Europäische Parlament entscheiden gemein-
sam auf Vorschlag der Europäischen Kommission. Ei-
nige sehen darin eine Aufwertung der Rolle des Parla-
ments in der Energiepolitik: Zuvor entschied der Rat 
allein, das Parlament war lediglich anzuhören. Als Nach-
teil und entscheidendes Hemmnis für eine Intensivie-
rung europäischer Energiepolitik wird jedoch vielfach 
die weiterhin bestehende Anforderung der Einstimmig-
keit im Rat gesehen. So gebe es in der EU keine Mehr-
heit, die das Ziel einer regenerativen Vollversorgung 
unterstütze (vgl. Hey 2010). In der Kommission und bei 
vielen Mitgliedsstaaten herrsche die Vorstellung vor, es 
müssten alle «emissionsarmen Energieträger» (Atom, 
Kohle, CO2-Abscheidung und -Speicherung, erneuerba-
re Energien) gleichermaßen gefördert werden.

Eine deutliche Tendenz der letzten Jahre ist die Ver-
einheitlichung und Kompetenzerweiterung der EU. So 
soll zum Beispiel der europäische Energiebinnenmarkt 
bis 2014 vollendet werden: durch einen diskriminie-
rungsfreien Marktzugang für alle Energieanbieter, ei-
nen einheitlich regulierten Netzzugang für alle Energie-
produzenten sowie durch die Trennung von Erzeugung 
und Netzbetrieb.

1.2 StRatEgIE dER EURoPäISchEn 
KoMMISSIon
In der im Jahr 2011 vorgelegten «Energy Roadmap 
2050» bekennt sich die Europäische Kommission zum 
Ziel der Reduktion der Treibhausgasemissionen im 
Energiesektor um 85 Prozent bis zum Jahr 2050 (Eu-
ropäische Kommission 2011). Dies kann als wichtiger 
Markstein betrachtet werden, auf die sich die Ökolo-
giebewegung und andere Akteure beziehen können – 
ganz unabhängig von vielen offenen Fragen wie die, ob 
die EU in ihrer gegenwärtigen Verfassung überhaupt 
über die notwendigen Steuerungsmöglichkeiten und 
-fähigkeiten verfügt, um ein solch ambitioniertes Ziel 
zu erreichen, ob eine Einigung zwischen den 27 Mit-
gliedsländern auf gemeinsame energiepolitische Kon-
sequenzen überhaupt realistisch erscheint oder ob 
diese Vorgabe mit der vorherrschenden Wachstums-
strategie vereinbar ist. Die Dekarbonisierung stellt für 

1.1 vERtRaglIchE zIElE  
Und KoMPEtEnzEn
Energiepolitik hat in der Europäischen Union stetig an 
Bedeutung gewonnen. Zwar fehlte im EG-Vertrag bis 
zum Vertrag von Lissabon ein eigener Politikbereich 
Energie. Doch dies bedeutete nicht, dass die EU über 
keine Rechtssetzungskompetenzen auf diesem Ge-
biet verfügte. Zum einen hatte die EG sich die Aufga-
be gesetzt, zum Ausbau der transeuropäischen Netze 
im Bereich der Energieinfrastruktur beizutragen. Zum 
anderen dürfte der Erlass zu umweltpolitischen Maß-
nahmen die «Wahl eines Mitgliedslandes zwischen 
verschiedenen Energiequellen und die allgemeine 
Struktur seiner Energieversorgung erheblich berüh-
ren» (Artikel 175 EG-Vertrag). Nicht zuletzt stellen die 
Energieproduktion und der Energiehandel einen wich-
tigen Teil des Binnenmarktes dar, womit für sie das ent-
sprechende Wettbewerbsrecht und die Rechtsanglei-
chungskompetenzen der EU gelten.

Mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Jahre 
2009 wurde dann ein eigener Politikbereich Energie im 
«Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Uni-
on» (AEU) verankert. Als energiepolitische Ziele sind 
dort definiert:
–  Sicherstellung des Funktionierens des Energiemark-

tes,
–  Förderung der Interkonnektion der Energienetze, 

das heißt ihrer grenzüberschreitenden Verbindung,
–  Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit 

in der EU,
–  Förderung von Energieeffizienz und von erneuerba-

ren Energien.
Bei der Verfolgung dieser Ziele sollen drei Grundsätze 
berücksichtigt werden: «Solidarität» zwischen den Mit-
gliedsstaaten, Einordnung in die Realisation des Bin-
nenmarktes sowie Umweltschutzerfordernisse.

Mit dem Vertrag von Lissabon erhielt die EU neue 
energiepolitische Kompetenzen. In Artikel 4 ist Ener-
giepolitik als einer der Hauptbereiche genannt, in de-
nen die EU und die Mitgliedsstaaten eine geteilte Zu-
ständigkeit haben. Beide können gesetzgeberisch tätig 
werden. Die Mitgliedsstaaten dürfen dies allerdings 
nur, soweit die EU nicht bereits ihre Kompetenz wahr-
genommen hat, also ihrerseits Gesetze erlassen hat. 
Es gibt allerdings eine Ausnahme: Die Energiepolitik 
der EU darf das Recht von Mitgliedsstaaten, bestimm-
te Energien zu fördern und über den eigenen Energie-
mix zu bestimmen, nicht beschneiden. Diese Kompe-
tenz verbleibt bei den Mitgliedsländern. So dürfen diese 
zum Beispiel Maßnahmen zur Förderung von erneuer-
baren Energien oder zur Energieeinsparung ergreifen 
(exemplarisch seien hier das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz oder die Energiesteuer in Deutschland genannt). 

Auf den Umwelttitel des neuen EU-Vertrags (Artikel 
192) bezogene energiepolitische Maßnahmen sind aber 
auch dann möglich, wenn sie die nationale Energieträ-

1 EnERgIEPolItIK In dER EURoPäISchEn UnIon
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die Kommission gleichzeitig einen weiteren Schritt in 
Richtung Vollendung des europäischen Binnenmark-
tes dar. Das Primat des Marktparadigmas hat zum ei-
nen historische Gründe, wurde die EU doch als Wirt-
schaftsgemeinschaft gegründet, mit dem Ziel, den 
inneren Handel auszuweiten und den Außenhandel zu 
stützen. Zum anderen zeigt sich darin die anhaltende 
Hegemonie neoliberaler Ideologie und Politik.

Welchen Weg die Europäische Kommission zur Re-
duktion der energiebedingten Emissionen einschla-
gen will und wie sie dies mit dem Ziel von mehr Markt, 
Wettbewerb und Wachstum vereinbaren will, kommt 
gut in dem 2010 veröffentlichten Dokument «Energie 
2020. Eine Strategie für wettbewerbsfähige, nach-
haltige und sichere Energie» zum Ausdruck (vgl. Eu-
ropäische Kommission 2010). Dort werden die aus 
Kommissionssicht grundlegenden energiepolitischen 
Problemfelder dargelegt, mittelfristige Ziele ihrer Ener-
gie- und Klimapolitik formuliert sowie erste Umset-
zungsschritte und Aktivitäten angekündigt.

Die Strategie 2020 nennt fünf energiepolitische 
Schwerpunkte der EU: erstens mehr Energieeffizienz, 
zweitens ein integrierter Energiebinnenmarkt, drittens 
«sichere» und «erschwingliche Energie» für Verbrau-
cher und Unternehmen, viertens Ausbau der «Füh-
rungsrolle» Europas bei den Energietechnologien und 
fünftens Stärkung der Energieaußenpolitik.

1) Energieeffizienz
Ziel ist die Entkopplung von Energieeinsatz und Wirt-
schaftswachstum. Effizienz sei die wirtschaftlichste Art, 
Emissionen zu senken, entlaste Haushalte und die In-
dustrie von Kosten und fördere Arbeitsplätze im Export. 
Bis 2020 soll die Energieeffizienz um 20 Prozent gestei-
gert werden. Als wesentliche Bereiche werden der Ge-
bäude- und Verkehrssektor genannt. Umgesetzt wer-
den soll das Effizienzziel unter anderem durch EU-weite 
Vorgaben für Produkte (Ökodesign-Richtlinie) sowie na-
tionale Aktionspläne im Rahmen der Effizienzrichtlinie. 
Neben ordnungsrechtlichen Ge- und Verboten sollen 
«innovative und sorgfältig erwogene Formen der Be-
steuerung und Kostenanlastung», also ökonomische In-
strumente wie etwa eine CO2-Steuer, geprüft werden. 

Als nächste Schritte werden folgende «Aktionen» 
genannt: 
–  Anreize für Investitionen in die Gebäudesanierung, 

Energiekennzeichnung (zum Beispiel durch Energie-
ausweise, beispielhaftes Vorangehen öffentlicher In-
stitutionen, Nutzung von Energiedienstleistern), 

–  Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit durch Effizienz-
steigerungen in der Industrie (unter anderem durch 
Kennzeichnung von Produkten, freiwillige Vereinba-
rungen, Energiemanagementsysteme),

–  Stärkung der Effizienz im Bereich Energieversorgung 
(zum Beispiel sollen Versorger Einsparungen ihrer 
Verbraucher dokumentieren und sicherstellen), 

–  optimale Nutzung der nationalen Aktionspläne für 
Energieeffizienz (unter anderem Nutzung von Indika-
toren, jährliche Überprüfung, Benchmarking).

2) Integrierter Energiebinnenmarkt
Ausgangspunkt der Kommission ist der Befund, dass 
der Bereich der Strom- und Gasversorgung längst 
noch nicht binnenmarktförmig organisiert sei, sondern 
hier nationale Märkte mit hohem Konzentrationsgrad 
und eingeschränktem Wettbewerb (durch regulier-
te Preise) dominieren würden. Ein stärker integrierter 
Energiebinnenmarkt werde vor allem für die grenz-
überschreitende Versorgung und den europaweiten 
Handel mit erneuerbaren Energien benötigt. Dazu sei 
eine bestimmte Harmonisierung der nationalen Rege-
lungen nötig, etwa der Einspeisevergütungen und För-
derinstrumente. Bis zum Jahr 2020 sollen Basisnetze 
für Strom und Gas mit intelligenten Steuerungs- und 
Ablesetechniken (smart grids, smart metering) ge-
schaffen werden.

Als nächste Schritte werden unter anderem folgende 
«Aktionen» genannt:
–  Durchsetzung der Energiebinnenmarkt-Vorschriften 

durch Konsolidierung des Regulierungsrahmens für 
Netze, die Festlegung technischer Normen zur Si-
cherstellung der grenzüberschreitenden Verbindung 
von Netzen,

–  Marktkopplung bis 2015, kein Mitgliedsstaat soll 
dann mehr abgetrennt vom Energiebinnenmarkt sein, 

–  Unterstützung der Mitgliedsländer bei der Einfüh-
rung intelligenter Netze und Zähler.

3) «Sichere» und «erschwingliche Energie» für 
Verbraucher und Unternehmen
Mit einem gut funktionierenden Binnenmarkt, so die 
Argumentation, wären eine größere Auswahl und 
niedrigere Preise für Verbraucher und Unternehmen 
verbunden. Zu überwinden sei die mangelnde Aus-
übung der Marktmacht der Privatverbraucher. Zudem 
müsse über Energieeinsparungsmöglichkeiten aufge-
klärt werden. Dadurch könnten durchschnittlich bis 
zu 1.000 Euro an Energiekosten pro Haushalt gespart 
werden. «Schutzbedürftige Verbraucher» sollen von 
den Mitgliedsstaaten gezielt unterstützt werden, ent-
sprechend den Leitlinien der EU.

Als nächste Schritte werden unter anderem folgende 
«Aktionen» genannt:
–  Durchsetzung von Wettbewerbsregeln,
–  Maßnahmen zur Sicherung der Funktion der Privat-

kundenmärkte (zum Beispiel Regeln bei Versorger-
wechsel, Preisvergleichsinstrumente).

4) Ausbau der «Führungsrolle» Europas bei den 
Energietechnologien
Um das Ziel einer Dekarbonisierung bis 2050 zu errei-
chen, sollen diverse Technologien (weiter-)entwickelt 
werden. Damit soll gleichzeitig die Führungsrolle Eu-
ropas im Bereich der Energietechnologien ausgebaut 
werden. 

Als nächste Schritte werden unter anderem folgende 
«Aktionen» genannt: 
–  Initiierung neuer europäischer Großprojekte (Ent-

wicklung intelligenter Netze, Stromspeichertech-
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nologien und Biokraftstoffe der zweiten Generation, 
«intelligente Städte»),

–  Sicherung der «langfristigen technologischen Wett-
bewerbsfähigkeit der EU»,

–  Behauptung der Führungsrolle beim «International 
Thermonuclear Experimental Reactor» (ITER; im Bau 
befindlicher internationaler Fusionsreaktor zu Expe-
rimentierzwecken),

–  Entwicklung eines Forschungsprogramms «Energie-
stoffe» (zum Beispiel zur Erforschung eines Ersatzes 
für Seltene Erden).

5) Stärkung der Energieaußenpolitik
Das Gewicht des europäischen Energiemarktes mit 
500 Millionen Verbraucherinnen und Verbrauchern 
soll in internationale Verhandlungen (Freihandels-
abkommen, Kooperationen) mit Drittländern einge-
bracht werden, um als Union gemeinsam mehr zu 
erreichen. Ziele seien «Energiesicherheit, Wettbe-
werbsfähigkeit und Nachhaltigkeit». Bis 2020 soll 
Europa über «erhebliche zusätzliche Energieversor-
gungsquellen und -wege» verfügen. Wichtig seien ei-
ne «Diversifizierung der Brennstoffe, Bezugsquellen 
und Transitstrecken».

Als nächste Schritte werden unter anderem folgende 
«Aktionen» genannt:
–  technische und rechtliche Integration der Energie-

märkte der EU und ihrer Nachbarstaaten,
–  Aufbau «privilegierter Partnerschaften» mit Liefer- 

und Transitländern,
–  globales politisches Engagement für eine Politik der 

Dekarbonisierung, vor allem in Schwellenländern.

1.3 KRItIKPUnKtE von lInKS
Linke Parteien, soziale Bewegungen sowie verschie-
dene Akteure aus der Ökologiebewegung haben sich 
immer wieder aus verschiedenen Perspektiven kritisch 
zu den energie- und klimapolitischen Strategien der EU 
und entsprechenden Maßnahmen und Politiken geäu-
ßert. Folgende Grundlinien der Kritik können in einem 
ersten Schritt voneinander unterschieden werden.

Sie meinen es nicht ehrlich: Die Behauptung, man 
will eine Umstellung der Energiewirtschaft in Rich-
tung Dekarbonisierung, ist nur Rhetorik, klimapoliti-
sche Fortschritte sind der Europäischen Kommission 
im Prinzip egal. Energie- und Klimapolitik wird nur so-
weit betrieben, wie es den europäischen Großkonzer-
nen Gewinne bringt.

Es fehlt der Ehrgeiz: Die EU-Energiepolitik ist zu zag-
haft bei den ökologischen Zielen wie Emissionsminde-
rungen, Effizienzverbesserungen und so weiter.

Es werden die falschen Technologien gefördert: Im 
Energiemix der EU sind auch Atomenergie, CO2-Ab-
scheidungen und -Speicherungen, Fracking, Wüsten-
strom sowie Offshore-Wind enthalten.

Es werden die falschen Firmen unterstützt: Die Wende 
zum grünen Kapitalismus und zur Dekarbonisierung wird 
genutzt, um die Macht der Großkonzerne zu stützen. 
Kleine Newcomer werden systematisch benachteiligt.

Es werden die falschen Methoden angewandt: Die 
Europäische Kommission setzt zu stark auf Liberalisie-
rung und Privatisierung und zu wenig auf verbindliche 
ordnungspolitische Vorgaben.

Es fehlt der soziale Blick: Die Auswirkungen der Ener-
giewende auf Arbeitsplätze und die Belange von Men-
schen mit niedrigem Einkommen werden nicht ausrei-
chend berücksichtigt.

Bei dieser Auflistung handelt es sich um den Ver-
such einer Typologisierung von Argumenten, die in der 
Praxis jedoch selten in dieser Reinform auftreten, son-
dern mit unterschiedlichen Gewichtungen und kausa-
len Verknüpfungen. Da es hier um eine Darstellung von 
linken Positionen zur europäischen Energiepolitik geht, 
wie sie von der Europäischen Kommission propagiert 
wird, vernachlässigen wir im Folgenden Kritiken, die 
vor allem die mangelnde Geschwindigkeit der Energie-
wende, die fehlende Ehrlichkeit der Akteure, die Alibi-
funktion von Klimapolitik oder etwa die Verschleierung 
von geostrategischen und weltmarktorientierten Am-
bitionen beklagen (womit keine Aussage über den Ge-
halt dieser Kritikpunkte getroffen werden soll).

Dieser Untersuchung liegt allerdings die Annahme 
zugrunde, dass hinter den strategischen Überlegun-
gen und Plänen der Europäischen Kommission zur 
Energiewende eine gewisse ernsthafte Absicht steht 
und es Sinn macht, sich kritisch mit dieser auseinan-
derzusetzen. Anknüpfend an die oben dargestellten 
Grundrichtungen der Kritik werden im Folgenden vier 
Themenbereiche beziehungsweise damit verbundene 
Kontroversen näher untersucht.

Technologiepolitik: Welche CO2-mindernden Techno-
logien sind weiter zu fördern, welche nicht? Aus wel-
chen Gründen?

Energiebinnenmarkt: Sollte es einen EU-weiten 
Markt für erneuerbare Energien geben? Sollte es ei-
ne EU-weite Harmonisierung des Energiesektors (in 
Bezug auf Steuern, Anreize und Regulierungen) ge-
ben? Welche Eigentumsformen sind notwendig für die 
Energiewende? 

Ökonomische Instrumente: Welche Rolle können 
Emissionshandel, Steuern, garantierte Einspeisever-
gütungen, Subventionen und andere ökonomische 
Anreize spielen?

Soziale Transformation, soziale Energiewende: Wie 
werden ärmere Konsumentinnen und Konsumenten 
geschützt? Wie werden freigesetzte oder von Entlas-
sung bedrohte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
geschützt? 

Mit diesen Schwerpunkten kann ein Bild gezeichnet 
werden von der europäischen Energiepolitik als Ge-
sellschaftspolitik. Deutlich werden soll, welche Gesell-
schaft und Wirtschaft die Europäische Kommission mit 
ihrer Energiepolitik anstrebt beziehungsweise zu wel-
chen Veränderungen in Gesellschaft und Wirtschaft ih-
re propagierte Politik führen würde. Zugleich werden 
die Kritikpunkte von linker Seite und die von ihr formu-
lierten Alternativen vorgestellt.
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Alle linken Organisationen halten eine möglichst de-
zentrale Stromerzeugung für sinnvoll. Uneinig ist man 
sich dagegen bei der Einschätzung von Großanlagen 
zur erneuerbaren Stromerzeugung. Es gibt einige linke 
Parteien, zum Beispiel die tschechische Komunistická 
strana Čech a Moravy (KSČM), die niederländische So-
cialistische Partij (SP) und die französische Front du 
Gauche, und Gewerkschaften (z. B. der Dachverband 
ETUC), die jegliche CO2-reduzierende Technologie un-
terstützen und daher auch für zentralistische Energie-
projekte sind. Die linken Parteien im Norden unterstüt-
zen ebenfalls ganz allgemein den Ausbau erneuerbarer 
Energieträger und Technologien, darunter Offshore-
Windanlagen oder Projekte zur Erzeugung von Öko-
strom an energiereichen Standorten wie Desertec-
Solar, weil sie kein grundsätzliches Problem mit den 
etablierten Energiekonzernen haben, die in der Regel 
solche Anlagen betreiben. Mit dieser Haltung kommen 
sie der Position der Europäischen Kommission recht 
nahe. 

Die deutschsprachigen linken Parteien (DIE LINKE 
und die Kommunistische Partei Österreichs) hingegen 
stehen zentralistischen Großprojekten wie Offshore-
Windparks skeptisch bis ablehnend gegenüber. Das 
Wüstenstromprojekt Desertec etwa wird von der LIN-
KEN mit der Begründung abgelehnt, es diene nur zur 
Absicherung der Marktmacht der großen Energiekon-
zerne. Der Dachverband von Umweltorganisationen, 
das Climate Action Network (CAN) in Europa, wiede-
rum befürwortet Wüstenstromprojekte nur unter der 
Bedingung, dass Europa sein eigenes Potenzial zum 
Ausbau erneuerbarer Energiequellen und -träger noch 
stärker nutze. Offshore-Windparks hingegen gelten 
ihm als wichtiger Teil der angestrebten Energiewende. 
Attac hat keine einheitliche Meinung zu Großanlagen, 
fordert jedoch, die Wüstenstromprojekte in Nordafrika 
sollten für den Eigenverbrauch vor Ort produzieren. Die 
am weitesten von der Europäischen Kommission ent-
fernte Position nimmt Eurosolar ein. Die Vereinigung 
setzt auf eine rein dezentrale Stromerzeugung ohne ein 
europäisches Stromnetz. Großprojekte haben in ihrem 
Konzept folgerichtig keinen Platz. Auch für die Aktions-
gruppe Carbon Trade Watch, die für die Abschaffung 
des Emissionshandels eintritt, sind erneuerbare Ener-
gien nur dann nachhaltig, wenn die Stromerzeugung 
dezentral erfolgt.

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Einschätzung 
der Energiequelle Biomasse. Auch hier gibt es zustim-
mende Positionen von den Gewerkschaften und eini-
gen Parteien, die alle CO2-reduzierenden Technologien 
fördern wollen. Die nordischen und deutschsprachi-
gen linken Parteien sind ebenso wie die sozialen Bewe-
gungen auch in Bezug auf Biomasse skeptischer und 
knüpfen (mehr oder weniger) strenge Bedingungen an 
ihre Nutzung (kein Import, keine Flächenkonkurrenz 
zur Nahrungsmittelerzeugung, keine Monokulturen). 

Im Folgenden werden die Positionen der Europäi-
schen Kommission mit denen der linken Parteien und 
Bewegungen verglichen. Dies geschieht in folgenden 
Schritten: Zunächst wird die Kommissionsposition dar-
gestellt. Sie dient als (gedachter) Bezugspunkt für alle 
anderen Standpunkte. Danach werden die Standpunk-
te der linken Parteien und Bewegungen dargestellt. 
Ein Überblick über das Spektrum ihrer Positionen, im 
Folgenden Positionsfeld genannt, erschließt sich, in-
dem der jeweilige Abstand zur Kommissionsposition 
betrachtet wird. Für jedes der vier Themenfelder Tech-
nologiepolitik (Stromerzeugung), Integration des Ener-
giemarktes, marktbasierte Instrumente und soziale 
Energiewende werden alle Positionen auf dem Positi-
onsfeld platziert, welches sich aufgespannt zwischen 
der «These» der Europäischen Kommission und der 
«Antithese» des am weitesten davon entfernten Stand-
punktes.

2.1 tEchnologIEPolItIK 
(StRoMERzEUgUng)
2.1.1 Position der Europäischen Kommission
Ziel der Kommission ist es, die «Führungsrolle Europas 
im Bereich der Energietechnologien und Innovation 
auszubauen». Als wichtigste CO2-mindernde Techno-
logien, die beschleunigt vorangetrieben werden sollen, 
gelten: Biokraftstoffe der zweiten Generation, Kern-
energie der nächsten Generation, Carbon Capture and 
Storage (CCS), intelligente Netze, Stromspeicherung, 
Elektromobilität sowie Heizen und Kühlen auf der Ba-
sis von erneuerbaren Energien. Im Folgenden wird die 
Strategie der Kommission zur Zukunft der Stromerzeu-
gung genauer betrachtet.

Bis zum Jahr 2050 sollen die Treibhausgasemissio-
nen bei der Stromerzeugung um 95 Prozent gesenkt 
werden (vgl. Europäische Kommission 2011). Als Zwi-
schenziel wird für 2030 ein Anteil der erneuerbaren 
Energien an der Stromerzeugung von 35 Prozent an-
gestrebt (vgl. Europäische Kommission 2009). Direkte 
Vorgaben zur Ausgestaltung des Energiemix macht die 
Kommission dagegen nicht, da die Mitgliedsländer in 
dieser Hinsicht souverän sind. Es herrscht aber die Auf-
fassung vor, dass die Dekarbonisierung mit einer Kom-
bination aus allen CO2-reduzierenden Technologien, al-
so mit erneuerbaren Energien, Atomenergie, Kohle und 
Carbon Capture and Storage (CCS), erreicht werden 
soll. In der Forschungs- und Entwicklungspolitik wer-
den dementsprechend alle Technologien gefördert.

2.1.2 Positionen linker Parteien  
und sozialer Bewegungen 
Die Positionen linker Parteien und Bewegungen zu ver-
schiedenen Technologien der Stromerzeugung rei-
chen vom technikneutralen «anything goes» bis hin zur 
Forderung nach einer «strikten Dezentralisierung» bei 
der Energieerzeugung.

2 thEMEn Und KontRovERSEn
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2.2 vERvollKoMMnUng dES «IntE
gRIERtEn EnERgIEbInnEnMaRKtES»
2.2.1 Position der Europäischen Kommission
Ausgangspunkt ist die Analyse der Europäischen Kom-
mission, dass das Strom- und Gasgeschäft noch nicht 
vollständig binnenmarktförmig organisiert sei. Bei den 
meisten Energiemärkten handele es sich noch um «na-
tionale Märkte mit einem hohen Konzentrationsgrad, 
wobei die etablierten Unternehmen vielfach de facto 
eine Monopolposition» innehätten (Europäische Kom-
mission 2010: 10). Zudem sieht die Kommission in re-
gulierten Preisen eine «wettbewerbswidrige Praxis». 
Ein vollendeter Binnenmarkt im Bereich Energie sen-
ke die Kosten für die Endverbraucherinnen und -ver-
braucher auf zwei Weisen: Zum einen könnten Preis-
steigerungen, die angesichts der weltweit steigenden 
Nachfrage nach fossiler Energie zu erwarten seien, 
kompensiert werden. Zum anderen könnte er die Kos-
ten der Förderung und des Einsatzes erneuerbarer 
Energien minimieren, da entsprechende Anlagen und 
Kraftwerke nur dort installiert würden, wo sie am güns-
tigsten zu betreiben seien.

Mit der Erneuerbare-Energien-Richtlinie – die ver-
bindliche Vorgaben für jedes Mitgliedsland macht, um 
das allgemeine Ziel, bis zum Jahr 2020 20 Prozent der 
Energie aus erneuerbaren Quellen zu gewinnen, zu er-
reichen – sei ein erster Schritt in die richtige Richtung 
getan. Jedes Land sei nun aufgefordert, in einem natio-
nalen Aktionsplan darzulegen, wie hoch die Anteile an 
erneuerbaren Energien in den Sektoren Verkehr, Elek-
trizität und Wärme ausfallen sollen und mit welchen 

Auch bezüglich der Atomenergie gibt es kein einheit-
liches Bild, betrachtet man die Positionen der europä-
ischen Linken. Während die Mehrheit sich gegen ihre 
Nutzung ausspricht, befürworten die linken Parteien in 
der Tschechischen Republik, die Česká strana sociálně 
demokratická (CSSN) und die KSČM, sie als saubere, 
relativ preiswerte und unabhängig machende Energie-
quelle. Die holländischen Sozialisten lehnen zwar die 
Nutzung von Atomkraft auf dem heutigen Stand ab, 
wollen aber nicht ausschließen, dass man diese bei 
verbesserten Sicherheitsstandards in Zukunft noch 
einmal benötigen werde. Die Front de Gauche plä-
diert für eine ergebnisoffene Debatte über den richti-
gen Energiemix. Dabei könne vom Atomausstieg bis 
zur Weiterführung der Kernkraftwerke («sicher und öf-
fentlich») alles herauskommen. Der Gewerkschafts-
dachverband ETUC vermeidet – in seiner Funktion als 
Interessenvertretung von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern aus allen Branchen – eine klare Positionie-
rung gegen eine der Technologien zur CO2-Reduktion.

Die Positionen zu «intelligenten Netzen» und zu 
Stromspeichertechnologien leiten sich aus diesen 
Grundpositionen ab. Die «Technikneutralen» halten 
alle Speicher- und Netztechnologien für förderungs-
würdig, während die strikten Verfechter des Prinzips 
Dezentralität Technologien wie die Hochspannungs-
gleichstromübertragung (HGÜ) oder ein europäisches 
Hochleistungs-Verbundnetz (European super grid) ab-
lehnen.

Abb. 1: Positionsfeld «Stromerzeugung»
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Maßnahmen und Reformen, etwa beim Zugang zu den 
Elektrizitätsnetzen, diese Neustrukturierung des Ener-
giemarktes erreicht werden soll. Der Rechtsrahmen 
der Erneuerbare-Energien-Richtlinie müsse aber voll-
ständig durchgesetzt werden, um Investitionen in Pro-
duktions-, Transport- und Speicheroptionen die erfor-
derliche Sicherheit zu geben. 

Eine Zeitlang werden nach Ansicht der Europäi-
schen Kommission noch staatliche Förderungen für 
den Ausbau von erneuerbaren Energien nötig sein, die 
allerdings den Wettbewerb nicht behindern dürften. 
Anzustreben sei jedoch ein «erforderliches Maß» an 
Konvergenz und Harmonisierung der nationalen Rege-
lungen, damit aus den nationalen und lokalen Märkten 
für erneuerbare Energien eine grenzüberschreitende 
Versorgung hervorgehen könne. Die Anforderungen 
an einen europaweiten Handel mit erneuerbaren Ener-
gien sollten sich an bereits erprobten erfolgreichen 
Verfahren orientierten. Zum Einsatz kommen sollten 
«ausgewogene, kosteneffiziente und berechenbare 
Einspeisevergütungen» sowie «technologiespezifische 
Förder- und Finanzierungsinstrumente». Die direkten 
und indirekten Subventionen für fossile Energien soll-
ten «allmählich» bis 2020 auslaufen. 

Bis dahin, so der Plan, soll es zudem leistungsstar-
ke europäische Verbundnetze für Strom und Gas ge-
ben, damit die Energien dorthin fließen, «wo sie benö-
tigt werden», in die «verbrauchsstarken Gebiete». Die 
Netze sollten mit intelligenten Steuerungs- und Er-
fassungstechniken (smart grids und smart metering) 
ausgerüstet sein. Sie stellten damit den Schlüssel dar 
zur «vollständigen Nutzung des Potenzials, das erneu-
erbare Energien und Energieeinsparungen sowie ver-
besserte Energiedienstleistungen bergen». Dazu seien 
gemeinsame Standards notwendig. Bezahlt werden 
sollen die Investitionen vorwiegend von den Nutzerin-
nen und Nutzern. Wo die Kosten nicht über den Markt 
zu decken seien, solle die EU Subventionen vergeben. 
Bei Projekten von «europäischem Interesse», das heißt 
«solche[n], die im Dienste der Versorgungssicherheit, 
der Solidarität oder erneuerbarer Energien stehen», 
sollen die Genehmigungsverfahren unter «Wahrung 
des Grundsatzes der öffentlichen Akzeptanz und des 
geltenden Umweltrechts» gestrafft werden.

Als nächste konkrete Schritte werden von der Kom-
mission unter anderem genannt:
–  Durchsetzung der Energiebinnenmarkt-Vorschrif-

ten durch Konsolidierung des Regulierungsrahmens 
(Netznormen), dafür sei gegebenenfalls eine Aus-
weitung des Mandats der Agentur zur Zusammenar-
beit der Regulierungsbehörden (ACER) nötig;

–  Festlegung aller technischen Normen zur Sicher-
stellung der grenzüberschreitenden Verbindung von 
Netzen;

–  Marktkopplung: Im Jahre 2015 soll kein Mitglieds-
staat mehr abgetrennt vom Energiebinnenmarkt sein;

–  ein Aktionsprogramm zur Unterstützung der Mit-
gliedsländer bei der Einführung intelligenter Netze 
und Zähler;

–  Netzentwicklungspläne für den Zeitraum 2020 bis 
2030 («Blaupause für die europäische Infrastruktur»).

2.2.2 Positionen linker Parteien  
und sozialer Bewegungen 
Das Leitbild der Kommission ist Liberalisierung. Die 
hierfür vorgesehenen Mittel sind ein integriertes eu-
ropaweites Energienetz (European super grid) mit Pri-
vatunternehmen als zentralen Akteuren und einer EU-
weiten Regulierung. Das Leitbild der Antithese, die 
Position mit dem größten Abstand dazu, lässt sich mit 
Lokalisierung kennzeichnen. Hier wird eine lokale Ei-
genversorgung und eine direkte lokale gesellschaftli-
che Kontrolle angestrebt, mit Genossenschaften bezie-
hungsweise Stadtwerken als Eigentümern.

Tab. 1: Leitbilder im Positionsfeld  
«integrierter Energiebinnenmarkt»

Position der Europäi-
schen Kommission

Antithese

Leitbild Liberalisierung Lokalisierung

Netz European super grid lokale Eigenversorgung

Unternehmens-
form

Privatunternehmen Genossenschaften/ 
Stadtwerke

Regulierung EU-weite  
Harmonisierung

direkte gesellschaft-
liche Kontrolle vor Ort

In Abbildung 2 und 3 werden die Positionen linker Par-
teien und sozialer Bewegungen zwischen den Polen Li-
beralisierung und Lokalisierung dargestellt. Die Positi-
onen reichen von einer großen Nähe zur Europäischen 
Kommission bis zur Antithese. 

Positionen linker Parteien 
Die niederländische SP etwa hält ein europäisches Ver-
bundsystem (European super grid) für prinzipiell sinnvoll, 
auch eine Harmonisierung der nationalen Energiepoli-
tiken. Auch die norwegischen Sozialisten (Sosialistisk 
Venstreparti/SV) befürworten ein europäisches Ver-
bundsnetz, in das Strom aus erneuerbaren Energien 
eingespeist werden kann. DIE LINKE hingegen will eine 
Stromversorgung, die größtenteils nicht über den Markt 
läuft. Strom wird – so ihre Prognose – perspektivisch 
nicht länger als Handelsgut dienen, da die Strombörse 
mit den Regelungs- und Stabilitätsanforderungen eines 
Systems erneuerbarer Energien kollidiere. Andererseits 
soll der Energiemarkt nach den Anforderungen der vo-
latilen Einspeisung von erneuerbarer Energie gestaltet 
werden und es eine «Integration auf europäischer Ebe-
ne» geben. EU-weiter Handel sei dann akzeptabel, wenn 
die Versorgungssicherheit gefährdet ist.

Bei der Bewertung von Unternehmensformen gibt 
es ebenfalls eine erhebliche Varianz. Die dänische Ein-
heitsliste De rød-grønne kann sich eine positive Rolle 
für die privaten Energiekonzerne vorstellen. Es komme 
dabei auf den gesetzlichen Rahmen an. Auch die nie-
derländische SP geht nicht davon aus, dass es möglich 
sein wird, die großen Konzerne einfach zu verdrängen. 
Sie fordert allerdings bessere Wettbewerbsbedingun-
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gen für kleine Genossenschaften, etwa indem Steuer-
vorteile für die großen Energieunternehmen abgebaut 
werden. Die Parti de Gauche fordert hingegen, dass 
die großen Energieversorger zu 100 Prozent in öffent-
lichem Eigentum sein sollen. Ähnlich sieht es die KPÖ: 
Sie spricht von öffentlichem Eigentum für alle «maß-
geblichen Bereiche der Energieversorgung». Bei der 
LINKEN bleibt unklar, welche Rolle Privatunternehmen 
spielen sollen. Einerseits wird eine Rekommunalisie-
rung anstelle des Wettbewerbs privater Energieversor-
ger gefordert, andererseits betrachtet die Partei klei-
ne und mittlere Unternehmen als zentrale «Träger der 
Energiewende». 

Eine europäische Harmonisierung von Subventio-
nen und Regulierungen hält die holländische SP eben-
so wie die Europäische Kommission für erstrebens-
wert. Begonnen werden soll damit aber zunächst nur 
in einigen wenigen Staaten, da eine Einigung der 27 
EU-Mitglieder in absehbarer Zeit nicht möglich sei. 
Die dänische Einheitsliste Rot-Grün und die norwegi-
schen Sozialisten hingegen beharren auf nationaler 
Souveränität und einer nationalen Kontrolle der Ge-
setze und Regulierungen im Bereich der Energiepoli-
tik. Für die Förderung von erneuerbaren Energien sei 
dies am besten. DIE LINKE sieht in einer Harmonisie-
rung der Regeln lediglich einen Vorwand, um die Ener-
giewende auszubremsen. Sie setzt stattdessen auf die 
direkte gesellschaftliche Kontrolle der lokalen und re-
gionalen Stromnetze über eine Ausweitung der Mitbe-
stimmungsrechte der Bürgerinnen und Bürger.

Positionen sozialer Bewegungen 
Die Positionen der untersuchten sozialen Bewegungen 
variieren in ähnlicher Weise. Das Climate Action Net-
work Europe (CAN), die Dachorganisation von etwa 90 
westeuropäischen Umweltorganisationen, steht einer 
EU-weiten «Interkonnektion», also der Verbindung der 
Netze, positiv gegenüber. Als Vorteile werden geringe-
re Preise, eine optimierte Nutzung von erneuerbaren 
Energien in größeren geografischen Räumen, weni-
ger nationale Reservehaltung sowie mehr Handel und 
Wettbewerb genannt. Damit stehen sie der Position der 
EU-Kommission sehr nahe, auch wenn sie betonen, ei-
ne Interkonnektion sei noch nicht gleichzusetzen mit ei-
nem EU-weitem Markt für erneuerbare Energien. 

Auch der Gewerkschaftsdachverband ETUC befür-
wortet prinzipiell eine Marktöffnung, fordert jedoch ei-
nen Plan der Europäischen Kommission zum Umgang 
mit deren sozialen Folgen. Eurosolar hingegen hält ein 
EU-weites Netz für unnötig, da erneuerbare Energien 
ausreichend lokales Potenzial hätten. Daher könnten 
auch die nationalen Netze in lokales Eigentum überführt 
werden. Allerdings soll es ein europäisches Netz und ei-
nen Markt für E-Gas geben, um Lücken und Unregel-
mäßigkeiten bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energiequellen ausgleichen zu können.1 Die Attac-AG 
Energie-Klima-Umwelt (Attac EKU AG) liegt mit ihrer 

Abb. 2: Positionsfeld «integrierter Energiebinnenmarkt» (linke Parteien) 

1 Mit überschüssigem Strom aus erneuerbaren Energien wird durch Elektrolyse 
und Reformation Methan erzeugt, das ins Erdgasnetz eingespeist wird und bei Be-
darf via Brennstoffzellen wieder in Strom und Wärme umgewandelt werden kann.
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Haltung irgendwo dazwischen: Neben den lokalen Ver-
teilnetzen soll es ihr zufolge ein bundesweites Übertra-
gungsnetz geben. Wo eine dezentrale Versorgung nicht 
möglich ist, sei ein europaweiter Austausch richtig. 

Auch bei der Eigentumsfrage ist das CAN nicht weit 
von der Kommissionsposition entfernt. Bei richtiger 
Regulation sei Privateigentum für die Zielsetzung einer 
Dekarbonisierung kein Hindernis. Eine besondere Rol-
le spielten kleine und mittlere Unternehmen, die positi-
ve Impulse für die Energiewende gäben. Dazu im abso-
luten Gegensatz stehen die «lokalistischen» Positionen 
von Climate Justice Action (CJA) und Carbon Trade 
Watch (CTW): Die Energieträger und -quellen sollen 
ihren Vorstellungen nach von den Gemeinschaften 
kontrolliert werden, die sie nutzen. Dazwischen anzu-
siedeln ist die Position von Attac, für die das Entschei-
dende öffentliches Eigentum bei den Energienetzen 
und bei der Energieerzeugung ist, da eine Regulierung 
des Energiemarktes nur den Konzernen nutzen würde. 
In Fällen, in denen es lediglich um Selbstnutzung geht, 
etwa bei Genossenschaften oder bei Wohnhäusern mit 
einer Photovoltaikanlage auf dem Dach, sei auch priva-
tes Eigentum akzeptabel. 

Eine europaweite einheitliche Regulierung des Net-
zes (Zugang, Betriebsrichtlinien, Netzgebühren) wird 
befürwortet vom CAN. Das Netzwerk wendet sich je-
doch gegen eine einheitliche Regelung von Subven-
tionen. Hierfür könnte es weiterhin nationale Richtlini-
en geben, wobei man eine Koordinierung für sinnvoll 
hält. So könnten die besten Praktiken Verbreitung fin-

den und eine Stop-and-Go-Politik verhindert werden, 
die sich meist negativ auf die Investitionsbereitschaft 
auswirkt. Im Sektor erneuerbare Energien tätige Un-
ternehmen könnten so besser andere EU-Märkte errei-
chen. Die Attac EKU AG spricht sich ebenfalls gegen 
eine EU-Harmonisierung des Energiemarktes aus, weil 
sie hiervon verschlechterte Bedingungen für erneuer-
bare Energien erwartet. 

2.3 MaRKtbaSIERtE InStRUMEntE
2.3.1 Position der Europäischen Kommission
Emissionshandel in der Europäischen Union
Der europäische Emissionshandel (European Union 
Emission Trading System/EU-ETS) soll den CO2-Aus-
stoß von etwa 11.000 Anlagen zur Stromerzeugung 
und von einigen Industriesektoren in 31 europäischen 
Ländern begrenzen. Diese verursachen zusammen 
etwa 45 Prozent der europäischen CO2-Emissionen. 
Der Handel funktioniert nach dem Prinzip des cap and 
trade. Die Gesamthöhe der Emissionen ist festgelegt, 
die Berechtigungen können aber frei gehandelt wer-
den. Wurden in den vorangegangenen ersten beiden 
Handelsperioden (2005–2007 und 2008–2012) die Zer-
tifikate größtenteils kostenlos ausgegeben, ist für die 
Phase III (2013–2020) vorgesehen, dass der Anteil der 
Versteigerungen von 20 auf 70 Prozent wachsen soll. 
Die Stromproduzenten müssen bereits 2013 alle Zerti-
fikate ersteigern. 

Gratiszertifikate werden auch nicht mehr wie zuvor 
danach vergeben, wie hoch die Emissionswerte einer 

Abb. 3: Positionsfeld «integrierter Energiebinnenmarkt» (soziale Bewegungen)
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Anlage in der Vergangenheit waren (grandfathering), 
sondern nach dem Kriterium der Effizienz. Weiterhin 
kostenlose Zertifikate gibt es für Industrieunterneh-
men, deren Zertifikatkosten 5 Prozent ihrer Gesamt-
kosten übersteigen oder deren Exportanteil größer als 
10 Prozent ist. Seit 2013 ist außerdem der Flugverkehr 
mit in das System einbezogen. Die Gesamtmenge an 
Emissionen beziehungsweise Zertifikaten soll zwi-
schen 2013 und 2020 von 1,97 Milliarden auf 1,72 Mil-
liarden Tonnen sinken. Das entspricht einer Reduktion 
von etwa 14 Prozent, das sind 1,7 Prozent pro Jahr. Die 
Einnahmen sollen zu 88 Prozent an die Mitgliedsstaa-
ten entsprechend ihren Emissionsanteilen gehen, der 
Rest soll innerhalb der EU umverteilt werden. 

Ein Zertifikat für eine Tonne CO2 (European Unit Al-
lowance/EUA) wurde in den Jahren 2009 bis 2011 zu 
Preisen zwischen 13 und 17 Euro gehandelt. Aktuell 
ist der Preis auf 8 Euro gefallen, sodass sich Einspar-
maßnahmen kaum mehr lohnen. Die Gründe für den 
Preisverfall sind ein Überangebot an Zertifikaten, aus-
gelöst durch eine großzügige Überversorgung der In-
dustrie in den vergangenen Handelsperioden und ei-
ne geringere Nachfrage durch einen Mechanismus für 
umweltverträgliche Entwicklung (Clean Development 
Mechanism/CDM). Dabei können sch Anlagenbetrei-
ber Emissionsgutschriften anrechnen lassen durch 
Investitionen in CO2-Minderungsprojekte in Entwick-
lungsländern. Ein weiterer Grund ist die Wachstums-
krise seit 2008. Deswegen beabsichtigt die Europä-
ische Kommission, den Preis wieder zu erhöhen. Als 
Sofortmaßnahme wird die Verringerung der Anzahl der 
Zertifikate um 900 Millionen (bei insgesamt 3,5 Milliar-
den EUA) im Zeitraum 2013 bis 2015 vorgeschlagen. 
Zudem werden sechs weitere Optionen zur Diskussion 
gestellt (vgl. Europäische Kommission 2012b):
–  die Anhebung des Emissionsreduktionsziels von 20 

auf 30 Prozent. Dies würde eine Reduktion von 3,5 
auf 2,1 Milliarden EUA bedeuten;

–  eine dauerhafte Reduktion von Zertifikaten;
–  eine verstärkte jährliche Reduktion der Gesamtmen-

ge an Zertifikaten;
–  die Einbeziehung des Sektors Verkehr und von Pri-

vathaushalten in das System des EU-Emissionshan-
dels;

–  die Einschränkung des CDM nach 2020;
–  die Zurückhaltung eines Teils der Zertifikate in einer 

Reserve und deren preisabhängige Ausschüttung 
auf den Markt.

Energiebesteuerung 
Zur Steigerung der Energieeffizienz, vor allem bei Ge-
bäuden und im Verkehrssektor, will die Kommission 
«innovativ und sorgfältig erwogene Formen der Be-
steuerung und Kostenanlastung als Instrumente zum 
Anstoßen von Verhaltensänderungen oder zur Inves-
titionsförderung» prüfen (Europäische Kommission 
2010). Ein Beispiel hierfür ist die Mindestbesteuerung 
von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom. 
Seit 2003 gilt dafür bereits eine entsprechende Richt-

linie (Europäisches Parlament und Europäischer Rat 
2009). Die Sätze sind je nach Energieträger recht unter-
schiedlich und unterliegen keiner umweltpolitisch be-
gründbaren Systematik (so richten sie sich nicht nach 
der Emissionswirkung). Gas muss zum Beispiel nur ein 
Viertel so viel wie Öl besteuert werden, Kohle fast über-
haupt nicht.

Ein Vorschlag zur Überarbeitung dieser Richtlinie, 
der jetzt vorliegt, soll die Energiesteuern «besser auf 
die energie- und klimapolitischen Ziele der EU» ab-
stimmen, auf «technologieneutrale Weise zu einem 
ökologischeren, effizienteren Energieverbrauch» bei-
tragen und zudem «nachhaltiges Wachstum» fördern 
(Europäische Kommission 2011). Der Entwurf sieht ei-
ne einheitlichere Bestimmung der Steuersätze nach 
CO2-Gehalt (auf der Basis von 20 Euro pro Tonne) so-
wie nach Energiegehalt vor. Ziel ist die Gleichbehand-
lung verschiedener Energieträger und ihre Bewertung 
ausschließlich auf der Grundlage ihrer Umweltschäd-
lichkeit und ihres Energiegehalts. Die bisherige Praxis 
von in dieser Hinsicht niedrigeren Steuersätzen für ei-
nige Energieträger, etwa Diesel oder Kohle, soll damit 
beendet werden. Angeregt werden soll die Verwen-
dung von Energieträgern mit niedrigem CO2-Gehalt 
und die Einsparung von Energie. Auch Kerosin soll 
in das Besteuerungssystem einbezogen werden: Für 
einen Liter Flugbenzin würde etwa der gleiche Min-
destsatz wie für Diesel oder Benzin fällig. Nach dem 
Vorschlag würden die Mindestsätze für Kraftstoffe 
um etwa 20 Prozent (bei Flüssiggas und Erdgas um 
das Vierfache) und die Mindestsätze für Brennstoffe 
zur Wohnungsbeheizung um etwa das Vierfache stei-
gen. Der Satz für die Mindeststromsteuer würde sich 
dagegen nicht stark ändern. Die einheitliche Besteue-
rungssystematik soll dazu beitragen, die Bevorzugung 
einzelner Energieträger im sich entwickelnden Ener-
giebinnenmarkt der EU abzubauen beziehungsweise 
zu verhindern. Nicht nur die EU-weiten Mindestsätze, 
auch die in den einzelnen Ländern eingeführten tat-
sächlichen Sätze sollen für alle Energieträger gleich 
sein, das heißt auf der Basis von CO2- und Energiege-
halt berechnet werden.

Vorgesehen ist zudem, einen Großteil der gestei-
gerten Steuereinnahmen für die Senkung der Arbeits-
kosten, das heißt der Sozialversicherungsbeiträge, zu 
verwenden (wie bei der ökologischen Steuerreform 
in Deutschland), um damit Arbeitsplätze zu schaffen. 
Ganz im Sinne eines Green New Deals erhofft sich die 
Europäische Kommission von dem veränderten Steu-
ersystem einen Wachstumsschub bei gleichzeitiger 
Reduktion von CO2-Emissionen und Ressourcenscho-
nung. Die Energiebesteuerung soll den europäischen 
Emissionshandel, der sich bislang auf große Unterneh-
men beschränkt, ergänzen. Auch Privathaushalte, klei-
ne Unternehmen und andere Verursacher von Emis-
sionen in den Bereichen Wohngebäude und Verkehr 
sollen finanzielle Anreize erhalten, Energie zu sparen. 
Es soll keine Unterscheidung mehr geben zwischen 
gewerblicher und privater Energienutzung. Für export-
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orientierte Unternehmen sind allerdings Befreiungen 
vorgesehen, sofern diese einen Plan zur Senkung ihrer 
Emissionen vorweisen können.

Die Angleichung der Energiebesteuerung innerhalb 
der EU soll durch sozialpolitische Kompensations-
maßnahmen in den einzelnen Mitgliedsstaaten flan-
kiert werden. Einkommensschwache Haushalte etwa 
könnten die Mitgliedsstaaten durch eine Pauschale, 
unabhängig vom konkreten Energieverbrauch, unter-
stützen. Insgesamt soll es keine abrupten Anstiege 
der Energiepreise geben, die sozial problematische 
Auswirkungen haben könnten. Für die ost- und süd-
osteuropäischen Mitgliedsstaaten etwa sind Über-
gangsfristen bei Heizstoffen und Brennstoffen zur 
Stromerzeugung vorgesehen. Ebenso sollen in allen 
Mitgliedsländern Sonderregelungen für die Beheizung 
von privaten Wohnräumen möglich sein.

2.3.2 Positionen linker Parteien und  
sozialer Bewegungen 
Das Leitbild der Europäischen Kommission lässt sich 
mit mehr Marktanreizen beschreiben, wie sie eine Min-
destenergiesteuer auf Basis des CO2- und Energiege-
halts sowie das EU-ETS darstellen. Die entgegenge-
setzte Position ist, auf Marktanreize zu verzichten und 
den Energieverbrauch vorwiegend über staatliche Ge- 
und Verbote zu regeln.

Tab. 2: Leitbilder im Positionsfeld  
«marktbasierte Instrumente»

Position der Europäischen 
Kommission

Antithese

Leitbild mehr Marktanreize staatliche  
Ge- und Verbote

EU-ETS EU-ETS-Phase III umsetzen EU-ETS abschaffen

marktbasierte 
Instrumente

Mindestenergiesteuer keine ökonomischen 
Anreize

Die Haltungen linker Parteien und sozialer Bewegun-
gen reichen von einer relativ großen Nähe zur Position 
der Europäischen Kommission bis zur Antithese. 

Positionen linker Parteien 
Die Positionen zum EU-ETS sind recht unterschiedlich. 
Die niederländische SP hält dieses System generell für 
besser als höhere Steuern. Es sei allerdings verbesse-
rungswürdig. Richtig wirken könne es allerdings erst, 
wenn die zulässige Emissionsmenge schneller gesenkt 
würde und alle Zertifikate versteigert würden (und 
nicht wie jetzt teilweise verschenkt). Die Vänsterpartiet 
(V) aus Schweden will umgekehrt eine EU-weite CO2-
Steuer als Ersatz für das EU-ETS. Auch die Rot-Grüne 
Allianz in Dänemark ist ebenso wie die deutsche Partei 
DIE LINKE gegen das EU-ETS. Sie setzen stattdessen 
auf national verbindliche Reduktionsziele.

Abb. 4: Positionsfeld «marktbasierte Instrumente» (linke Parteien)



17

themen und kontroversen

Viele Parteien der europäischen Linken befürworten 
wie die Europäische Kommission eine «grüne Steu-
er» auf fossile Brennstoffe. Die schwedische Links-
partei (V) ist für eine EU-weite CO2-Steuer, auch als 
Alternative zum EU-ETS. DIE LINKE fordert ebenfalls 
eine Besteuerung fossiler und atomarer Brennstof-
fe, ebenso die norwegische SV. Die finnische Partei 
Vasemmistoliitto (VAS) fordert die Einführung einer 
Kohlesteuer (coal tax), genauer eine Besteuerung 
von Importen auf der Grundlage ihres Kohlenstoffge-
halts. Die holländischen Sozialisten plädieren für ein 
«grünes Steuersystem» und eine einheitliche Steuer-
untergrenze in Europa. Wie die Europäische Kom-
mission schlagen sie vor, die erhöhten Steuereinnah-
men zur Verbilligung der Arbeitskosten einzusetzen. 
DIE LINKE und die KPÖ wiederum wollen diese Mittel 
für eine Basisfreimenge (z. B. 250 kWh kostenlosen 
Strom pro Person und Jahr) für alle Endkonsumen-
tinnen und -konsumenten verwenden. Viele linke 
Parteien betonen aber, dass ökonomische Anreize 
nicht der Schlüssel zur Lösung des Problems seien 
und bestehende Ungerechtigkeiten eher verstärkten. 
Entscheidend seien strikte Grenzwerte, eine bessere 
ökologisch-technische Planung auf EU-Ebene (Par-
ti de Gauche) und praktische Maßnahmen wie zum 
Beispiel die kostenlose Nutzung des öffentlichen Ver-
kehrs (KPÖ).

Positionen sozialer Bewegungen 
Auch bei den sozialen Bewegungen gibt es keine ein-
heitliche Position zum EU-ETS. Das Climate Action 
Network (CAN) befürwortet eine Reform des Emis-
sionshandels. Es fordert die Senkung des cap (eine 
30-prozentige Reduktion der CO2-Emissionen im Ver-
gleich zu 1990) sowie die dauerhafte Zurückhaltung 
von 1,4 Milliarden Zertifikaten, um den Preisverfall zu 
stoppen. Der Gewerkschaftsdachverband ETUC will 
das EU-ETS ebenfalls reformieren. Die Spekulation 
mit Zertifikaten soll durch Mindest- und Höchstprei-
se verhindert werden, für joint implementation2 und 
CDM müssten die Anforderungen erhöht werden. An-
dere NGOs wie etwa Eurosolar hingegen lehnen das 
EU-ETS komplett ab. Das System sei nur eine Metho-
de, Profit aus der Krise zu ziehen. Dieselbe Position ver-
treten eher regierungsferne NGOs wie Climate Justice 
Action, Carbon Trade Watch oder das Green Network 
Zagreb. 

Eine Energiesteuer auf Basis des CO2-Gehalts wird 
befürwortet vom CAN. Es befindet sich damit wiede-
rum in prinzipieller Übereinstimmung mit der Position 
der Europäischen Kommission. Genauso fordert Euro-

2 Ist ein Staat im Annex B des Kyoto-Protokolls aufgeführt, so kann er durch Um-
setzung emissionsmindernder Maßnahmen in einem anderen Annex-B-Staat zu-
sätzliche Emissionsrechte für seine heimischen Schadstoffproduzenten erwerben.

Abb. 5: Positionsfeld «marktbasierte Instrumente» (soziale Bewegungen)
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solar eine Steuer auf alle nicht erneuerbaren Energien 
und mahnt ein border adjustment3 an den Grenzen der 
EU an. Die Attac EKU AG gibt offen zu, dass sie zur 
Frage der Energiebesteuerung (ebenso zum EU-ETS) 
keine einheitliche Position hat. Sollte der Verbrauch be-
steuert werde, dann benötige man auf jeden Fall einen 
Sozialausgleich. Dies ist auch der springende Punkt für 
den ETUC, der eine Reihe von Bedingungen für eine 
CO2-Steuer nennt, unter anderem die Existenz effizi-
enter Alternativen (z. B. gut gedämmte Wohnungen, 
leistungsfähiger und kostengünstiger öffentlicher Ver-
kehr), eine finanzielle Unterstützung von armen Haus-
halten sowie eine Kompensation für besonders betrof-
fene Industriezweige. Andere NGOs hingegen lehnen 
eine Besteuerung des Umweltverbrauchs ab, weil sie 
hierin eine weitere Kommodifizierung der Natur sehen  
und eine Art Freifahrtschein für Reiche, die Unwelt 
weiter zu verschmutzen (z. B. ZMAG). Die NGO Carbon 
Trade Watch lehnt marktbasierte Instrumente ebenfalls 
ab, es sei denn, man würde die damit erzielten Einnah-
men zu einer Umverteilung von oben nach unten nut-
zen und das Ziel eines Wachstumsstopps verfolgen.

2.4 SozIalE EnERgIEwEndE
2.4.1 Position der Europäischen Kommission
Für die Europäische Kommission steht fest: «Ein gut 
funktionierender Binnenmarkt kommt Verbrauchern in 
Form einer größeren Auswahl und niedrigeren Preisen 
zugute» (Europäische Kommission 2010: 15). Defizi-
te werden lediglich gesehen in der mangelnden Auf-
klärung der Bürgerinnen und Bürger über ihre «aktive 
Rolle», die ihnen aufgrund der Liberalisierung auf dem 
Energiemarkt zukomme. 

Die Kommission setzt auf Aufklärung über verschie-
dene Einsparmöglichkeiten. Mit technischen Mitteln 
zur Steigerung der Energieeffizienz könnten ihr zufol-
ge die Kosten durchschnittlich bis zu 1.000 Euro pro 
Haushalt reduziert werden. Die Energieeffizienz in 
Gebäuden soll durch Investitionsanreize, durch die 
Nutzung von externen Dienstleistern (um das Mieter-
Investor-Dilemma zu mindern4) und durch die Einfüh-
rung von verbindlichen Energieausweisen erhöht wer-
den. Im Verkehrssektor sollen Effizienzstandards für 
alle Fahrzeuge eingeführt und eine «umweltfreundli-
che städtische Mobilität» gefördert werden. Aber auch 
«Verhaltensmuster» müssten geändert werden, sonst 
drohten «Reboundeffekte»: «Die paradoxe Situation, 
dass Energieeffizienzgewinne durch die Nachfrage 
nach energieintensiven oder neuen Produkten zunich-
te gemacht werden, muss beendet werden» (ebd.). 
Wie sich dieser Effekt allerdings erreichen lässt, ohne 
Abstriche bei (den von der Kommission immer wieder 
betonten) Wachstumszielen zu machen, bleibt offen.

Aufgrund der möglichen Preissteigerung in den 
kommenden Jahren sollen die Mitgliedsstaaten zu-
dem «schutzbedürftige Verbraucher gezielt unterstüt-
zen» (Europäische Kommission 2012a: 13). Ihre «wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten» sollten ausgeglichen 
und ih nen sollte geholfen werden, in einem «immer 

komple xeren Endkundenmarkt fundierte Entscheidun-
gen zu treffen» (ebd.). Dafür will die Kommission den 
Mitgliedsstaaten Leitlinien vorgeben. Schwerpunkt bei 
der Bekämpfung von Energiearmut sollte aber die Ver-
besserung der Energieeffizienz sein.

2.4.2 Positionen linker Parteien  
und sozialer Bewegungen 
Bei den im Folgenden dargestellten Positionen zur So-
zialverträglichkeit der Energiepolitik vonseiten linker 
Parteien und sozialer Bewegungen ist zu unterschei-
den zwischen solchen, die sich auf Verbraucherinter-
essen beziehen, und solchen, die sich mit der Produk-
tionsseite beschäftigten, das heißt mit denjenigen, 
deren Arbeitsplätze unmittelbar von der Energiewende 
betroffen sind.

Soziale Energiewende für die Verbraucher 
Der wesentliche Hebel, um die Energiewende für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher sozial zu gestal-
ten, ist aus Sicht der Europäischen Kommission mehr 
Effizienz sowohl in technischer als auch in preislicher 
Hinsicht. Wenn die Menschen in energieeffizienteren 
Wohnungen leben und energieeffizientere Fahrzeuge 
benutzen würden, müssten sie trotz erwartbarer Preis-
steigerungen weniger für Energie zahlen. Des Weite-
ren soll ein effizienter Wettbewerb der Energieanbie-
ter für eine Mäßigung des Preisanstiegs sorgen. Die 
Gegenposition lässt sich mit «direkter Kontrolle» be-
schreiben: Eine soziale Energiewende kann es dem-
nach nur jenseits des kapitalistischen Marktes geben 
beziehungsweise nur dann, wenn die Energieproduk-
tion direkt von der Gesellschaft kontrolliert wird. Da-
zwischen liegen Positionen, die fordern, den Energie-
markt sozialer zu gestalten, etwa mithilfe bestimmter 
Tarifstrukturen.

Tab. 3: Leitbilder im Positionsfeld  
«soziale Energiewende/Verbraucher» 

Position der Europäi-
schen Kommission

Antithese

Leitbild mehr Effizienz direkte Kontrolle

Technik Energieeffizienz fördern Produktion bestimmen

Preise Marktkompetenz fördern öffentliches Eigentum 

Positionen linker Parteien 
Der Ansatz der Europäischen Kommission, Energie-
effizienz als Strategie der Sozialverträglichkeit zu be-
trachten, findet sich auch bei linken Parteien. DIE LINKE 

3 Ein Land kann, soweit dies im Einklang mit internationalem Handelsrecht ist, 
Zölle und Steuern auf importierte Güter erheben oder Emissionssteuern auf expor-
tierte Güter erstatten. Dies kann dazu dienen, graue Emissionen, das heißt Emissi-
onen, die im Ausland bei der Produktion importierter Güter entstanden sind, mit in 
die Berechnungen einzubeziehen. 4 Hier wäre der Mieter Nutznießer von energe-
tischer Modernisierung (z. B. dem Austausch eines Heizkessels oder einer Wärme-
dämmung), während der Besitzer als Investor davon zunächst keinen Vorteil hat. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn er die Investitionskosten nicht voll auf die Mie-
te umlegen kann, weil es sich, wie etwa beim Kesselaustausch, um reine Instand-
haltungsmaßnahmen handelt oder weil er die rechtlich zulässige Modernisierungs-
umlage (also höhere Mieten) am Markt nicht durchsetzen kann.
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Allerdings wird dies als eine Aufgabe der EU-Mitglieds-
staaten gesehen. Aber auch die Idee nichtfinanzieller 
Förderprogramme, etwa einer Energieberatung für Ar-
me, wird von der Kommission ebenso wie von linken 
Parteien vertreten. 

Eine Reihe von linken Parteien propagiert progres-
sive Tarifstrukturen. DIE LINKE etwa fordert ein Frei-
kontingent von 250 Kilowattstunden Strom pro Person 
und Jahr, das über höhere Tarife für überdurchschnitt-
lichen Verbrauch finanziert werden soll. Von einer sol-
chen Basisfrei-Progressiv-Tarifstruktur würden alle mit 
einem unterdurchschnittlichen Verbrauch – in der Re-
gel sind dies ärmere Schichten – profitieren. Auch die 
KPÖ propagiert eine «Energiegrundsicherung», also 
die kostenlose Bereitstellung einer Grundmenge an 
Strom und Gas. Die norwegischen Sozialisten fordern 
ein Zwei-Tarif-System (diejenigen mit besonders ho-
hem Verbrauch sollen mehr bezahlen). In eine ähnliche 
Richtung geht die Idee der dänischen Rot-Grünen Al-
lianz, die für eine steuerfreie Basismenge an Energie 
eintritt.

Positionen sozialer Bewegungen 
Effizienz ist auch für das Klimanetzwerk CAN der bes-
te Weg zur Bekämpfung von Energiearmut. Erreicht 
werden soll sie durch staatliche Subventionen, nied-
rige Zinsen in Förderprogrammen zur energetischen 
Wohnraumsanierung und schärfere Vorschriften für 
Neubauten. Für den Gewerkschaftsdachverband 
ETUC ist die Antwort auf Preiserhöhungen ebenfalls 

(D) etwa geht davon aus, dass durch 100 Prozent er-
neuerbare Energien auch bezahlbare Energie entsteht. 
Auch die Forderung nach strengeren Vorschriften für 
die Effizienz von Wohnungen, besonders für Altbauten, 
wird in diesen Zusammenhang als eine sozial gebotene 
Forderung erhoben. Auch die Kommissionsstrategie, 
über mehr Wettbewerb die Ressourcenpreise niedrig 
zu halten, findet Zustimmung in manchen linken Par-
teien (z. B. in der tschechischen KSČM). Andererseits 
sollen niedrige Preise aber durch mehr öffentliches Ei-
gentum beziehungsweise eine Preisaufsicht erreicht 
werden (DIE LINKE). Dies ist der Strategie der Europä-
ischen Kommission entgegengesetzt. Im Zentrum der 
Überlegungen, wie eine Energiewende durchgesetzt 
werden soll, steht die sogenannte Energiedemokratie. 
Es wird eine direkte gesellschaft liche Kontrolle über alle 
zentralen Aspekte der Energiepolitik angestrebt, wobei 
auf der lokalen Ebene mehr Bürgerpartizipation über 
Genossenschaften und die Gründung von Stadtwerken 
erreicht werden soll (DIE LINKE).

Zwischen den Polen «Effizienz» und «direkte gesell-
schaftliche Kontrolle» liegen Vorstellungen über die So-
zialverträglichkeit von Energietarifen. Hier gibt es zwei 
grundsätzliche Ideen: Sozialtarife für Einkommens-
schwache oder progressive Tarife für alle. Die Idee der 
Sozialtarife wird vertreten von der LINKEN und auch 
der Front du Gauche (F). Die zuletzt genannte Partei ist 
am nächsten an der Position der Kommission, dass be-
sonders schutzbedürftige Verbraucherinnen und Ver-
braucher einen finanziellen Ausgleich erhalten sollten. 

Abb. 6: Positionsfeld «soziale Energiewende/Verbraucher» (linke Parteien)
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mehr Effizienz, allerdings kombiniert mit Sozialtarifen. 
Eurosolar hingegen vertritt die Position, der Wandel hin 
zu lokalen Eigentümerstrukturen würde für eine Dämp-
fung des Preisanstiegs sorgen. In eine ähnliche Rich-
tung geht die Attac EKU AG mit der Forderung nach 
einer «Energiedemokratie». Leitbild ist dabei das Stadt-
werk, das für mehr Transparenz und Bürgerbeteiligung 
bei der Energieversorgung steht. Mehr Mitbestim-
mung – so die Hoffnung – werde auch den gesamten 
Energieverbrauch senken. Die radikalste Gegenposi-
tion zur Politik der Europäischen Kommission nimmt 
die Aktivistengruppe Climate Justice Action ein: Die 
Klimafrage könne nur im Rahmen von weiterreichen-
den Kämpfen gegen Ausbeutung und Repression ge-
löst werden. Dies schließt wohl auch die Frage nach 
der Sozialverträglichkeit von energiepolitischen Maß-
nahmen ein. 

Zwischen diesen Polen liegen die Vorschläge von 
Attac, den Markt sozialer zu gestalten. Die Kosten der 
Energiewende müssten von den Finanzkräftigsten ge-
tragen werden. Als Konkretisierung dieser Idee wird ei-
ne kostenlose Basisfreimenge gefordert.

Soziale Energiewende für die Produzenten
Die Europäische Kommission geht davon aus, dass 
durch den Prozess der Dekarbonisierung die Abhän-
gigkeit Europas von externen fossilen Quellen verrin-
gert werden wird. Damit ist nach ihren Vorstellungen 
auch eine Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und 
Produktivität europäischer Industriebetriebe sowie der 
Beschäftigung verbunden (Europäische Kommission 

2010). Aber auch die Entwicklung neuer Energietech-
nologien gilt als ein Wachstums- und Arbeitsplatzmotor. 
Neue Arbeitsplätze und Verdienstmöglichkeiten durch 
Innovationen auf einem dynamischen Energiemarkt 
machen dieser Position zufolge das «soziale Verspre-
chen» der Energiewende aus. Die Gegenposition hier-
zu ist die Forderung nach mehr Partizipation und Mitbe-
stimmung der im Energiesektor Beschäftigten über ihre 
Arbeitsplätze und die Produktionsbedingungen.

Tab. 4: Leitbild im Positionsfeld  
«soziale Energiewende/Produzenten» 

Position der Europäi-
schen Kommission

Antithese

Leitbild mehr Arbeitplätze andere Arbeitsplätze 

durch Innovation Partizipation

Positionen linker Parteien 
Nah an der Kommissionsposition «neue Arbeitsplätze 
durch die Energiewende» ist DIE LINKE mit ihrer For-
derung nach einem Zukunftsinvestitionsprogramm in 
der EU. Investiert werden soll in Gebäudesanierung, 
ökologische Landwirtschaft, giftfreie Chemie sowie 
in Technologien, die zu mehr Effizienz und Kosten-
einsparungen im Sektor erneuerbare Energien beitra-
gen. Im Unterschied zur Europäischen Kommission, 
die weitreichenden Ausgaben skeptisch gegenüber-
steht, wird betont, dass die Kosten für die EU in Höhe 
von einem Prozent ihres Bruttoinlandprodukts weitge-
hend über Arbeitsplatzgewinne ausgeglichen würden. 

Abb. 7: Positionsfeld «soziale Energiewende/Verbraucher» (soziale Bewegungen)
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Abb. 8: Positionsfeld «soziale Energiewende/Produzenten» (linke Parteien)

Abb. 9: Positionsfeld «soziale Energiewende/Produzenten» (soziale Bewegungen)



22

themen und kontroversen

Nach Ansicht der LINKEN wäre es auch möglich, den 
Beschäftigungsgrad in den Konversionsindustrien, 
deren Produkte durch die Dekarbonisierung weniger 
nachgefragt werden, in etwa zu halten. Neue Arbeits-
plätze und eine größere Mitbestimmung über die Pro-
duktionsbedingungen vonseiten der Beschäftigten 
verspricht man sich von einer Rekommunalisierung 
der in den 1990er Jahren vielfach privatisierten lokalen 
Energieversorgungen. 

Die holländischen Sozialisten befürchten keine ne-
gativen Auswirkungen der Energiewende auf die Be-
schäftigung, da die vorhandenen Qualifikationen der 
im Energiesektor Arbeitenden in den neuen Industrien 
weiterhin gebraucht würden. Allenfalls einige Qualifi-
zierungsprogramme (die auch die Europäische Kom-
mission propagiert) werden als nötig erachtet. Im Un-
terschied zur Kommission stellen linke Parteien jedoch 
höhere Anforderungen an die Qualität der Arbeits-
plätze in den Sektoren der erneuerbaren Energien. 
Eine tarifliche Bezahlung und «gute Arbeit» müssten 
dort selbstverständlich werden. Die Front de Gauche 
hingegen setzt sich für die Beschäftigten in den her-
kömmlichen Energiesektoren und deren Lohnforde-
rungen ein. 

Positionen sozialer Bewegungen 
Eine bemerkenswerte Bandbreite an Forderungen und 
Vorstellungen hinsichtlich der Frage, wie die Ener-

giewende auch für die Beschäftigten sozial gestaltet 
werden kann, findet sich auch bei den sozialen Bewe-
gungen. So verweist der Gewerkschaftsdachverband 
ETUC ebenfalls auf die Chance neuer «grüner Arbeits-
plätze», würden die EU-Länder in Zukunft ein Prozent 
ihres Bruttoinlandsprodukts in die Energiewende in-
vestieren. Zentral ist für die Gewerkschaften allerdings 
auch das Thema Arbeitsplatzsicherheit in den von der 
Energiewende betroffenen Sektoren. Ein Wechsel 
des Arbeitsplatzes sei dann akzeptabel, wenn damit 
kein Karriereknick verbunden wäre und das Qualifika-
tionsniveau der Beschäftigten erhalten bliebe. Zudem 
müsse sichergestellt sein, dass bei den neuen «grü-
nen Arbeitsplätzen» die Mitbestimmungsrechte der 
Beschäftigten gewahrt werden. Attac fordert eben-
falls gerechte Löhne und gute Arbeitsbedingungen, 
sieht jedoch den verstärkten Wettbewerb in der Ener-
giewirtschaft als ein wesentliches Hindernis hierfür 
an. Das Stadtwerk und ähnliche Modelle einer stärker 
an den Bürgerinteressen ausgerichteten dezentralen 
Energieversorgung bieten ihrer Ansicht nach am ehes-
ten die Aussicht, diese Forderungen zu realisieren. 
Beim Klimanetzwerk CAN finden sich keine Äußerun-
gen zur Frage, wie die Energiewende für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer sozial gestaltet wer-
den kann. Für Climate Justice Action ist die Lösung 
der Klimafrage ohnehin identisch mit der Abschaffung 
von Ausbeutung.
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3 FazIt

Auf den ersten Blick scheint die Sache klar: Die Ener-
giewende in Europa ist noch nicht richtig in Gang ge-
kommen und linke Parteien sowie soziale Bewegungen 
sind sich einig: Der Anteil der erneuerbaren Energien 
muss massiv erhöht und die Ära der Profitmacherei der 
alten, auf fossile Energien und Atomkraft setzenden 
Großkonzerne muss dringend beendet werden. Doch 
schon beim Thema alternative Energieträger und -tech-
nologien beginnen die Differenzen. Einig ist man sich 
allenfalls bei der Förderungswürdigkeit dezentraler er-
neuerbarer Energien. Großanlagen, wie zum Beispiel 
Offshore-Windparks, stoßen dagegen auf Widerstand, 
weil sie von vielen als Fortführung der Herrschaft der 
etablierten Stromkonzerne betrachtet werden. Einige 
linke Parteien und die Gewerkschaften halten zudem 
unter der Bedingung bestimmter technischer Verbes-
serungen an der Option der Nutzung von Atomkraft 
fest. Hinter diesen Positionen stehen bestimmte Vor-
stellungen von Energiepolitik als Gesellschaftspolitik. 
Während für die einen die Energiewende mit einer Zer-
schlagung der Macht der großen Stromkonzerne ein-
hergehen muss, haben andere linke Organisationen 
keine Präferenz für bestimmte Firmengrößen und -for-
men, sondern sehen den regulatorischen Rahmen als 
entscheidend an.

Die gesellschaftspolitischen Vorstellungen, die bei 
den technologischen Optionen im Hintergrund wirken, 
treten bei der Auseinandersetzung um die gesellschaft-
lichen und ökonomischen Implikationen der Energie-
wende offener zutage. Hinsichtlich der Integration des 
europäischen Energiemarktes, der Stärkung ökonomi-
scher Anreize und der Frage, wie eine faire und gerech-
te Transformation des Energiesystems aussehen soll, 
existiert eine große Vielfalt an Positionen innerhalb der 
europäischen Linken. Teilweise äußern sich Vertrete-
rinnen und Vertreter derselben Parteien und sozialen 
Bewegungen durchaus auch widersprüchlich zu eini-
gen Aspekten der Energiewende. 

Bei allen hier in dieser Studie untersuchten Themen-
bereichen gibt es eine Reihe von größeren Überschnei-
dungen zwischen den Positionen linker Parteien und 
NGOs und denen der Europäischen Kommission, wo-
bei Nähe und Ferne stark nach Thema variieren. Hin-
sichtlich der neuen Technologien vertreten tendenzi-
ell die linken Parteien aus Ost- und Westeuropa sowie 
die Gewerkschaften die «Anything-goes-Position» der 
Kommission. Das Kommissionsziel einer besseren In-
tegration des europäischen Energiemarktes wird hin-
gegen lediglich von der holländischen Socialistische 
Partij in vollem Umfang unterstützt, mit Abstrichen 
auch von den skandinavischen Linksparteien. Auch bei 
einem Teil der sozialen Bewegungen gibt es hierzu ei-
ne prinzipielle Zustimmung. Der Umweltdachverband 
CAN sowie der Gewerkschaftsdachverband ETUC be-
fürworten grundsätzlichen einen integrierten Energie-
markt in der EU, fordern aber Verbesserungen bei den 

umweltbezogenen regulativen Anreizen (CAN) bezie-
hungsweise kritisieren die fehlende soziale Abfede-
rung der Energiewende (ETUC). 

Auch das Ziel der Einführung einer europaweiten 
CO2-Steuer und damit eines marktbasierten Instru-
ments zur Beförderung der Energiewende wird von 
mehreren linken Parteien, vornehmlich aus Ländern 
des Nordens (Schweden, Norwegen, Finnland und 
Deutschland), unterstützt. Die holländischen Sozialis-
ten bevorzugen mit einem reformierten Emissionshan-
del ein anderes marktbasiertes Instrument. Auch das 
CAN unterstützt das EU-ETS und – genauso wie Euro-
solar – die Einführung einer CO2-Steuer. 

Die Europäische Kommission gibt vor, die Energie-
kosten für alle über die Förderung der Energieeffizienz 
und einen hohen Anteil von erneuerbaren Energien, 
die nicht teuer importiert werden müssen, bezahlbar 
halten zu wollen. Dieses Ziel teilen die Partei DIE LINKE 
und die Parti du Gauche, aber auch das CAN («Effizi-
enz ist die beste Bekämpfung von Energiearmut») und 
die ETUC. Die Kommissionsstrategie für eine soziale 
Gestaltung der Energiewende im Sinne der Beschäf-
tigten lautet «mehr Arbeit durch Innovation und Qua-
lifizierung». Diese Green-New-Deal-Position wird prin-
zipiell unterstützt durch die Forderungen der LINKEN 
und des ETUC nach Zukunftsinvestitionsprogrammen 
in der EU.

Die «vollen Antithesen» zur Europäischen Kommis-
sion hingegen werden nur von den Parteien DIE LINKE 
und der KPÖ sowie den aktivistisch orientierten NGOs 
(Carbon Trade Watch und Climate Justice Action) ver-
treten: Man befürwortet nur dezentrale Formen der 
Energieförderung, ist gegen einen EU-weiten Energie-
markt, bevorzugt lokale und öffentliche Eigentumsfor-
men und eine direkte gesellschaftliche Kontrolle über 
die Energieproduktion und -verteilung und lehnt weite-
re EU-Regulierungen ab. Anstelle marktbasierter Preis-
anreize sollen verbindliche Grenzwerte für Einsparun-
gen beim Energieverbrauch sorgen. Voraussetzung 
für eine sozial verträgliche Energiewende im Sinne der 
Verbraucherinnen und Verbraucher sind diesen linken 
Positionen zufolge eine Preisaufsicht, eine Transfor-
mation der Eigentumsverhältnisse (strikte Dezentrali-
sierung) und mehr Einfluss der Bürgerinnen und Bür-
ger (Energiedemokratie). In Bezug auf die Arbeits- und 
Produktionsbedingungen im Energiesektor reichen die 
Positionen von mehr Mitbestimmung der Beschäftig-
ten bis hin zu einer allgemeinen Kampfansage gegen 
Ausbeutung und Repression.

Während die linken Parteien bei den verschiedenen 
Themenfeldern ganz unterschiedliche Haltungen ein-
nehmen, also sowohl Nähe als auch eine große Distanz 
zu Positionen der Europäischen Kommission aufwei-
sen, sind die sozialen Bewegungen klarer zu verorten. 
Vor allem beim Umweltdachverband CAN gibt es fast 
durchgängig eine erhebliche Übereinstimmung mit 
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wesentlichen energiepolitischen Positionen und Stra-
tegien der Kommission, in abgeschwächter Form gilt 
dies auch für den Gewerkschaftsverband ETUC. Dage-
gen zeigen Carbon Trade Watch und Climate Justice 
Action eine durchgehend große Distanz zur Energiepo-
litik der EU, mit Abstrichen gilt dies auch für Attac. Le-
diglich Eurosolar vertritt Forderungen und Positionen, 
die je nach Thema sowohl in völliger Opposition zu de-
nen der Europäischen Kommission stehen als auch mit 
ihnen übereinstimmen. 

Insgesamt bilden die Positionen der untersuchten 
linken Parteien und sozialen Bewegungen in Europa 
zur Energiepolitik der EU ein breites Spektrum und sind 
zwischen den beiden Polen «ökologische Modernisie-

rung» und «Systemwechsel» angesiedelt. Sie reichen 
von «Ausbeutung abschaffen» bis «neue Arbeitsplät-
ze», von «Energiedemokratie» bis «Effizienz», von «lo-
kale Energieautonomie» bis hin zu einer «EU-weiten 
Energiesteuer». Eine griffige linke Alternative zum 
Green New Deal und seinem Wachstumsversprechen 
ist bislang nicht in Sicht. Zwar gibt es den Anspruch, 
die ökologische Frage mit der sozialen zu verbinden. 
Doch die Debatte darüber, wie dies konkret aussehen 
soll und was «solidarisch und solar» in einer freiheitli-
chen und modernen Gesellschaft bedeuten kann, hat 
erst begonnen und muss dringend weitergeführt wer-
den, um den Green New Deal eine überzeugende linke 
Perspektive entgegenzusetzen.
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abKüRzUngEn

ACER  Agency for the Cooperation of Energy Regulators
AEU  Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union
Attac EKU AG  Attac-Arbeitsgruppe Energie-Klima-Umwelt
CAN  Climate Action Network
CCS  Carbon Capture and Storage
CDM  Clean Development Mechanism
CJA  Climate Justice Action
CSSN  Česká strana sociálně demokratická (Tschechische Republik)
CTW  Carbon Trade Watch
EE  Erneuerbare Energien
EEG  Erneuerbare-Energien-Gesetz
EG  Europäische Gemeinschaft
EL  Europäische Linke
ETUC  European Trade Union Confederation
EU  Europäische Union
EUA  European Unit Allowance 
EU-ETS  European Union Emissions Trading System
GUE/NGL  Vereinigte Europäische Linke/ Nordische Grüne Linke
HGÜ  Hochspannungs-Gleichstrom-Übertagung
ITER  International Thermonuclear Experimental Reactor
JI  Joint Implementation
KMU  kleine und mittlere Unternehmen
KPÖ  Kommunistische Partei Österreichs
KSČM  Komunistická strana Čech a Moravy (Tschechische Republik)
NGO  Non-Governmental Organization
PV  Photovoltaik
SP  Socialistische Partij (Niederlande)
SV  Sosialistisk Venstreparti (Norwegen)
V  Vänsterpartiet (Schweden)
VAS  Vasemmistoliitto (Finnland)
ZMAG  Zelena mrežaa aktivističkih grupa (Green Network Zagreb)


